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STEUERPOLITIK

Kurt Faltlhauser

Alternativen zur steuerlichen Freistellung 
des Existenzminimums

Nach einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts hat der Gesetzgeber 
spätestens zum 1. Januar 1996 eine endgültige Regelung für die steuerliche Freistellung 

des Existenzminimums vorzunehmen. Welche Alternativen bestehen für solch eine 
Freistellung? Wie sind die Vorschläge der sogenannten Bareis-Kommission und des 

Bundesministeriums der Finanzen zu beurteilen?

Seit einigen Jahren w irk t das Bundesver­
fassungsgericht mit seiner Rechtsprechung zu­

nehmend an der konkreten Gestaltung der 
Steuerpolitik in Deutschland mit. M it seinen Urteilen 
zu Kinderfreibeträgen, zur Besteuerung von Kapital­
erträgen, zum Grundfreibetrag und, wie jüngst ge­
schehen, zur Kohlefinanzierung stellte es nicht nur 
verfassungswidrige Tatbestände fest. Vielmehr defi­
nierte es konkrete Rahmenbedingungen fü r die 
zukünftige Ausgestaltung der Steuerpolitik und gab 
für die Neuregelung von Steuergesetzen in der Regel 
auch einen Zeitplan vor.

M it seiner Entscheidung vom 25. September 1992 
hat das Bundesverfassungsgericht festgestellt, daß 
der Einkommensteuertarif nach § 32 a EStG für die 
Veranlagungszeiträume 1978 bis 1984, 1986, 1988 
und 1991 m it der grundrechtlichen Garantie des 
einkommensteuerlichen Existenzminimums unverein­
bar und somit verfassungswidrig war1. Entsprechend 
den Leitsätzen der Entscheidung muß dem der 
Einkommensteuer unterworfenen Steuerpflichtigen 
„nach Erfüllung seiner Einkommensteuerschuld von 
seinem Erworbenen soviel verbleiben, als er zur 
Bestreitung seines notwendigen Lebensunterhaltes

und -  unter Berücksichtigung von Art. 6 Abs. 1 GG -  
desjenigen seiner Familie bedarf (Existenzminimum)“2. 
Dieses steuerfrei zu stellende Existenzminimum hat 
sich nach Auffassung des Bundes­
verfassungsgerichts an dem im Sozialhilferecht je­
weils anerkannten Mindestbedarf zu orientieren3.

Bei der Quantifizierung des steuerfrei zu stellenden 
Existenzminimums nach Maßgabe des Sozialhilfe­
niveaus besteht ein erheblicher Ermessensspielraum. 
Unbestre itbar ist jedoch, daß der im Einkom­
mensteuertarif 1990 enthaltene Grundfreibetrag von 
5 616 DM, da er bereits für den Veranlagungszeitraum 
1991 für zu niedrig befunden wurde, zwangsläufig ei­
ne zu geringe Freistellung in den Folgejahren bewirkt.

Nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts 
bedingen sich Grundfreibetrag und Tarif gegenseitig, 
so daß die Verfassungswidrigkeit des Grundfreibe­
trages zur Folge hat, daß der gesamte Einkom­
mensteuertarif verfassungswidrig ist4. Allerdings trug 
das Bundesverfassungsgericht dem Erfordernis einer 
verläßlichen Haushalts- und Finanzplanung Rechnung 
und erklärte die Norm des § 32 a EStG nicht für nich­
tig . Die Erhebung der Einkom mensteuer durfte  
zunächst weiterhin auf der Grundlage des für verfas­
sungsw idrig erklärten Tarifs erfolgen. A llerdings

Prof. Dr. Kurt Faltlhauser, 54, MdB, ist Parlamen­
tarischer Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen und Honorarprofessor an der 
Volkswirtschaftlichen Fakultät de r Ludw ig- 
Maximilians-Universität München.

' Beschluß des Zweiten Senates vom 25. September 1992 -  2 BvL 
5/91, 2 BvL 8/91, 2 BvL 14/91, BStBl II 1993, S. 418.

2 BStBl 111993, S. 413.

3 BStBl II 1993, S. 418.

4 BStBl II 1993, S. 420.
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verp flich te te  das Bundesverfassungsgericht den 
Gesetzgeber, „spätestens mit Wirkung zum 1. Januar 
1996 eine Neuregelung zu treffen“5. Bereits ab dem 
Veranlagungszeitraum 1993 war darüber hinaus 
sicherzustellen, daß bei der Einkommensbesteuerung 
dem Steuerpflichtigen die Erwerbsbezüge belassen 
werden, die er zur Deckung seines existenznotwendi­
gen Bedarfs benötigt6.

Die Übergangsregelung

Dieser Forderung wurde zunächst durch eine 
Verwaltungsregelung und wenig später durch eine ge­
setzliche Regelung Rechnung getragen. Nach dieser 
Übergangsregelung bleibt der Tarif 1990 für 1993 bis 
1995 unverändert in Kraft. Die steuerliche Freistellung 
des Existenzminimums für Geringverdiener erfolgt 
durch einen neu geschaffenen § 32 d EStG außerhalb 
des Einkommensteuertarifs. Als Maßstab der Steuer­
entlastung dient jedoch nicht das zu versteuernde 
Einkommen, sondern die Erwerbsbezüge7. Der Begriff 
der „Erwerbsbezüge“ umfaßt neben den steuerlichen 
Einkünften auch steuerfreie Einnahmen, Bezüge und 
Einkommensteile, die zur Deckung des existenznot­
wendigen Bedarfs Verwendung finden können. Für 
Alleinstehende/Verheiratete wurden im Jahr 1993 Er­
werbsbezüge in Höhe von 10529/21 059 DM steuer­
frei gestellt, für 1994 11069/22139 DM und für 1995 
11555/23111 DM8.

Mit dieser Freistellung allein wäre den Anforde­
rungen des Bundesverfassungsgerichts jedoch nicht 
genüge getan. Bei geringfügiger Überschreitung der 
Freistellungsbeträge würde unmittelbar die Normal­
besteuerung einsetzen, was zur Folge hätte, daß nach 
Abzug der entstehenden Steuer ein Einkommen un­
terhalb des steuerlichen Existenzminimums verbliebe. 
Um dies zu vermeiden, sieht § 32 d EStG einen Über­
gangsbereich vor, in dem die tarifliche Einkommen­
steuerbelastung verringert wird. Jedoch hat der steti­
ge Abbau der Einkommensteuermilderung zur Folge, 
daß es in diesem Bereich zu einem Anstieg der effek­
tiven Grenzsteuerbelastung auf etwa 60% in den 
Jahren 1993 und 1994 bzw. 50% im Jahr 1995 (ohne 
Berücksichtigung des ab 1.1.1995 erhobenen 
Solidaritätszuschlags) kommt.

5 BVerfGE 87, 154.

6 BVerfGE 87, 155.

7 Vgl hierzu U. van E s s e n :  Tarifliche Änderungen bei der Einkom­
mensbesteuerung, in: Neue Wirtschafts Briefe, Nr. 40 (1993), S. 3731 - 
3738.

8 Zur Ermittlung der Beträge bei Orientierung an der Sozialhilfe vgl.
T. T h o r m ä h l e n ,  R. S p e c h t :  Größerer Grundfreibetrag für
Grenzsteuerzahler, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 73. Jg. (1993), H. 7, 
S. 356-362.

Ein Anstieg der effektiven Grenzsteuerbelastung ist 
unvermeidlich, wenn die steuerliche Entlastung auf 
die Bezieher niedriger Einkommen konzentriert wer­
den soll. Auf der anderen Seite ist jedoch zu berück­
sichtigen, daß der hohen effektiven Grenzbelastung 
im Milderungsbereich eine Grenzbelastung von Null 
im Abschnitt zwischen dem tariflichen Grundfrei­
betrag von 5616 DM und dem steuerlichen Existenz­
minimum gegenübersteht, so daß sich damit für 
Geringverdiener eine deutliche Steuerentlastung er­
gibt.

Mit der Übergangsregelung wurden die verfas­
sungsrechtlichen Vorgaben für die Jahre 1993 bis 
1995 erfüllt. Es war sichergestellt, daß kein Steuer­
pflichtiger durch die Einkommensteuerzahlung zum 
Sozialhilfeempfänger wurde. Für eine dauerhafte 
steuerliche Freistellung des Existenzm inimum s 
kommt diese Regelung nach der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts jedoch nicht in Frage. Im 
Urteil heißt es: „Entscheidend ist, daß von den das 
Existenzminimum übersteigenden Einkommensteilen 
den Steuerpflichtigen jeweils angemessene Beträge 
verbleiben, also nicht ein Progressionssprung stattfin­
det, der die vertikale Gleichheit im Verhältnis geringer 
zu höheren Einkommen außer acht läßt.“ 9 Angesichts 
der effektiven Grenzbelastung von bis zu 60% im 
Miiderungsbereich und des Sprungs der Grenzbe­
lastung an dessen Ende nach unten auf die tariflichen 
Sätze (1995 um fast 30 Prozentpunkte) kann diese 
Forderung des Bundesverfassungsgerichts bei der 
Übergangsregelung zur Freistellung des Existenz­
minimums als nicht erfüllt gelten. Auch die Parallelität 
von zwei Einkommensbegriffen im Steuerrecht -  zu 
versteuerndes Einkommen und Erwerbsbezüge -  
dürfte auf Dauer nicht tragbar sein. Es gilt daher, die 
Übergangsregelung zum 1. Januar 1996 durch eine 
Neuregelung zu ersetzen, die den genannten 
Zusatzanforderungen des Bundesverfassungsge­
richts an eine Dauerlösung Rechnung trägt.

Grundsätzliche Überlegungen 
zur Tarifgestaltung ab 1996

Die zentrale verfassungsrechtliche Vorgabe für die 
Gestaltung des Einkommensteuertarifs 1996 besteht 
in der Festlegung des existenznotwendigen Bedarfs 
als Untergrenze fü r den einkom m ensteuerlichen 
Zugriff10. Dies bedeutet, wie das Bundesverfassungs­
gericht ausdrücklich betont, n icht, „daß jeder

8 BStBl II 1993, S. 418. 

10 Ebenda.
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Steuerpflichtige vorweg in Höhe eines nach dem 
Existenzminimum bemessenen Freibetrags verschont 
werden muß“ 11. In welcher Weise der Gesetzgeber die 
Freistellung des Existenzminimums umsetzt, bleibt 
ihm überlassen12.

Für den Gesetzgeber stellt sich damit die Frage, ob 
der Freistellungsbetrag in Höhe des Existenzmini­
mums für alle Steuerpflichtigen gleich hoch angesetzt 
oder mit steigendem Einkommen ganz oder teilweise 
abgebaut wird. Weiterhin muß der Gesetzgeber ent­
scheiden, ob die Freistellung durch einen Abzug von 
der Bemessungsgrundlage oder durch einen Abzug 
von der Steuerschuld bzw. eine Nullzone im Tarif er­
folgen soll. Unter Berücksichtigung dieser beiden 
Grundsatzfragen ergeben sich vier denkbare Tarif­
gestaltungen:

□  Einheitlicher Freistellungsbetrag m it Abzug von der 
Steuerschuld/Nullzone im Tarif: Diese Variante ent­
spricht dem bisher geltenden Recht. Der einheitliche 
Grundfreibetrag von 5616 DM wird allen Steuerpflich­
tigen gewährt. Er bewirkt für alle Steuerpflichtigen ei­
ne identische Entlastung von 1067 DM. Technisch 
wird diese Entlastung durch eine Nullzone im Tarif be­
wirkt, d.h. die ersten 5616 DM zu versteuerndes Ein­
kommen werden bei allen Steuerpflichtigen mit einem 
Steuersatz von Null belegt. Das gleiche Ergebnis ließe 
sich auch erzielen, wenn der Tarif 1990 um den 
Grundfreibetrag nach links verschoben und somit die 
erste Mark mit 19% belastet würde und gleichzeitig 
eine Steuerermäßigung in Form eines Abzugs von der 
Steuerschuld in Höhe von 1067 DM erfolgte13.

□  Die Reformvorschläge der vom Bundesministerium 
der Finanzen eingesetzten unabhängigen Einkom­
mensteuer-Kommission (sogenannte Bareis-Kommis­
sion) und des nordrhein-westfälischen Finanz­
ministers Schleußer stellen eine solche Anpassung an

"  Ebenda.

12 Ebenda.

13 Zur formalen Herleitung der Äquivalenz des Abzugs von der 
Steuerschuld und der Nullzone im Tarif vgl. .F. B au  m a n n ,  
B. G e n s e r :  Zur tariflichen Umsetzung des steuerlichen Exi­
stenzminimums, Sonderforschungsbereich 178, Diskussionsbeiträge, 
Serie II, Nr. 209, Konstanz 1993.

14 Vgl. z.B. D. D z i a d k o w s k i :  Existenzminimum und Einkommens­
besteuerung, in: Deutsches Steuerrecht, Heft 1/2, 1993, S. 8-11; 
M. L e h n  er :  Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
zur Verfassungswidrigkeit des Grundfreibetrages in den Jahren 1978 
bis 1984, 1986, 1988 und 1991, in: Deutsches Steuerrecht, Heft 47,
1993, S. 1641-1644; V. S t e r n :  Lohn- und Einkommensteuertarif 
1996 -  Der Vorschlag des Bundes der Steuerzahler zur verfassungs­
konformen Neugestaltung, in: Deutsche Steuerzeitung, Nr. 23/24,
1994, S. 729-733; L. S c h e m m e l :  Das einkommensteuerliche 
Existenzminimum: Berücksichtigung der Menschenwürde im 
Steuerrecht oder politisch gestaltbare Steuervergünstigung?, in: 
Steuer und Wirtschaft, 1/1993, S. 70-85.

die verfassungsrechtlichen Vorgaben unter Beibe­
haltung des bisherigen Freistellungskonzeptes dar.

□  Einheitlicher Freistellungsbetrag m it Abzug von der 
Bemessungsgrundlage: In der Fachliteratur wird viel­
fach die Forderung erhoben, bei allen Steuerpflich­
tigen einen Betrag in Höhe des Existenzminimums 
von der Steuerbemessungsgrundlage abzuziehen14. 
Begründet wird dies mit dem Argument, daß das zur 
Deckung des Mindestbedarfs erforderliche Einkom­
men keine steuerliche Leistungsfähigkeit begründe. 
Folglich sei bei einer Besteuerung nach dem 
Leistungsfähigkeitsprinzip dieses Einkommen aus der 
Bemessungsgrundlage auszuschließen. „Denn steu­
erliche Leistungsfähigkeit und damit auch zu versteu­
erndes Einkommen beginnt erst jenseits des 
Existenzminimums, das deshalb nicht in den Tarif 
gehört.“ 15

Ein Abzug des Existenzminimums von der Steuer­
bemessungsgrundlage hätte zur Folge, daß jeder 
Steuerpflichtige nach Maßgabe seines persönlichen 
Grenzsteuersatzes entlastet würde, d.h., die Ent­
lastung würde mit steigendem Einkommen zuneh­
men. Steuerpflichtige mit dem höchsten Einkommen 
würden auf diese Weise am stärksten begünstigt. 
Diese Wirkung tritt zwar bei der steuerlichen Frei­
stellung des Existenzminimums von Kindern ein, doch 
liegt hier ein ganz anderer Sachverhalt zugrunde. Hier 
geht es um die Verwirklichung der horizontalen 
Steuergerechtigkeit, d.h. um die Gleichbehandlung 
von Steuerpflichtigen mit und ohne Kindern, nach 
Abzug des Existenzminimums des Kindes, bei glei­
chem Einkommen. Das Bundesverfassungsgericht 
betont in seiner Entscheidung, daß ein Abzug des 
Existenzminimums des Steuerpflichtigen von der 
Bemessungsgrundlage verfassungsrechtlich nicht er­
forderlich ist16.

Der Abzug eines einheitlichen Grundfreibetrages 
von der Steuerbemessungsgrundlage wird in der ge­
genwärtigen Diskussion vor allem vom Bund der 
Steuerzahler gefordert17.

15 V . S t e r n :  Lohn-und Einkommensteuertarif 1996 -  Der Vorschlag 
des Bundes der Steuerzahler zur verfassungskonformen Neuge­
staltung, a.a.O., S. 729.

16 „Die gleiche Belastung von Steuerpflichtigen bei gleicher Lei­
stungsfähigkeit (horizontale Gleichheit) begründet hingegen hier -  an­
ders als beim Vergleich von Steuerpflichtigen mit Kindern und kinder­
losen Steuerpflichtigen -  keine zusätzlichen verfassungsrechtlichen 
Anforderungen.“ BStBl I11993, S. 418.

17 Karl-Bräuer-Institut des Bundes der Steuerzahler (Hrsg.): Der 
Lohn- und Einkommensteuertarif 1996, Heft 80, Wiesbaden 1994; 
V. S t e r n :  Lohn- und Einkommensteuertarif 1996 -  Der Vorschlag 
des Bundes der Steuerzahler zur verfassungskonformen Neuge­
staltung, a.a.O.
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□  Degressiver Freistellungsbetrag mit Abzug von der 
Bemessungsgrundlage: Nach diesem Modell würde 
ein Freibetrag in Höhe des Existenzminimums nur bis 
zu einer bestim m ten Einkommenshöhe von der 
Bemessungsgrundlage abgezogen und für höhere 
Einkommen -  gegebenenfalls bis auf Null -  abgebaut. 
Ein solches Konzept wäre zwar steuertechnisch kein 
Problem, jedoch kaum sachlich zu begründen. Es lie­
fe den Grundüberlegungen der Vertreter von Modell 2 
zuwider, nach denen das volle Existenzminimum und 
nicht nur ein Teil aus der Steuerbemessungsgrund­
lage herauszurechnen ist. Soll die Entlastungswirkung 
durch die steuerliche Freistellung des Existenz­
minimums auf die Bezieher kleiner und mittlerer 
Einkommen beschränkt werden, so ist es nicht sinn­
voll, zunächst eine Maßnahme einzuführen, die die 
gegenteilige Wirkung hat (mit dem Einkommen zuneh­
mende Entlastungswirkung), und dies anschließend 
durch eine degressive Gestaltung des Abzugs­
betrages teilweise zu kompensieren. Deshalb spielt 
d iese Variante in der aktuellen steuerpolitischen 
Diskussion zu Recht keine Rolle.

□  Degressiver Freistellungsbetrag mit Abzug von der 
Steuerschuld: Dieser Ansatz sieht vor, Steuerpflich­
tigen bis zu einem bestimmten Einkommen einen 
Abzug von der Steuerschuld (Steuerermäßigung) in 
Höhe der tariflichen Einkommensteuer zu gewähren. 
Für höhere Einkommen wird dieser Abzugsbetrag 
ganz oder partiell abgebaut. Eine solche Lösung er­
möglicht eine Begrenzung der m it der Freistellung des 
Existenzminimums verbundenen Steuerausfälle durch 
Konzentration der Entlastungswirkung auf die Be­
zieher kleinerer Einkommen. Das vom Bundesministe­
rium der Finanzen vorgeschlagene Modell geht von 
dieser Konzeption aus.

Auf der Basis dieser Grundüberlegungen sollen die 
w ichtigsten gegenwärtig diskutierten Modelle zur 
Steuerfreistellung des Existenzminimums ab 1996 
kurz dargestellt und kritisch beleuchtet werden.

Der Vorschlag der Einkommensteuer-Kommission

Die vom Bundesminister der Finanzen eingesetzte 
unabhängige Expertenkommission hat im November 
1994 ihre Vorschläge zur steuerlichen Freistellung des 
Existenzminimums in Form von Thesen vorgelegt18. 
Der von ihr bevorzugte Tarif lehnt sich in der Grund­
konzeption eng an den bisherigen Tarifverlauf an. Die 
Kommission schlägt einen Grundfreibetrag in Höhe 
von 13013 DM für Ledige vor, um damit eine steuerli-

18 Vgl. Betriebs-Berater, Beilage Nr. 24 zum Heft 34/1994 vom
10.12.1994.

che Freistellung des Existenzminimums über einen 
längeren Zeitabschnitt zu gewährleisten. An den 
Grundfreibetrag schließt sich eine linear-progressive 
Tarifzone an, die m it einem Grenzsteuersatz von 22% 
beginnt und -  wie bisher -  bei 120041 DM mit einem 
Grenzsteuersatz von 53% endet. Im Vergleich zum 
geltenden Tarif fo lgt daraus eine Erhöhung der Grenz­
steuerbelastung über den gesamten Progressions­
bereich hinweg. Hierdurch werden die Steuermin­
dereinnahmen im Vergleich zur isolierten Anhebung 
des Grundfreibetrages auf 13013 DM von 49,1 Mrd. 
DM auf 38,7 Mrd. DM gesenkt. Die Kommission legte 
gleichzeitig eine Vielzahl von Vorschlägen zur Verbrei­
terung der Steuerbemessungsgrundlage vor, bei de­
ren vollständiger Umsetzung die kassenmäßigen 
Steuerausfälle im Jahre 1996 auf 10,6 Mrd. DM ver­
mindert werden könnten.

Da alle Steuerpflichtigen von der Anhebung des 
Grundfreibetrages profitieren, hätte der Kommissions­
tarif ohne Gegenfinanzierung hohe Steuerausfälle zur 
Folge. Diese wären in der gegenwärtigen finanzpoliti­
schen Situation allenfalls dann aufzufangen, wenn 
tatsächlich bis zum 1. Januar 1996 auch alle einnah­
meerhöhenden Maßnahmen umgesetzt werden könn­
ten. Dies würde allerdings wegen des Umfangs und 
der Komplexität der vorgeschlagenen Maßnahmen 
sow ie angesichts der Mehrheitsverhältn isse im 
Bundesrat mit großer Sicherheit scheitern. Vorschläge 
zu umfangreichen Rechtsänderungen können in der 
konkreten Steuerpolitik nicht isoliert von der Chance 
ihrer kurzfristigen gesetzgeberischen Umsetzung dis­
kutiert werden. Zudem ist teilweise aus w irtschafts­
politischen Gründen an eine Verbreiterung der Steu­
erbemessungsgrundlage in diesem Umfang nicht zu 
denken, da eine Vielzahl der von der Kommission zur 
Streichung vorgeschlagenen Maßnahmen das Ziel 
verfolgen, einzelwirtschaftliches Handeln in eine ge­
wünschte Richtung zu lenken. Die Kommission geht 
de facto von der These aus, Steuerpolitik dürfe an kei­
ner Stelle mehr als Lenkungsinstrument verwendet 
werden. Diese Vorgabe ist politisch illusionär.

Der Vorschlag des nordrhein-westfälischen 
Finanzministers Schleußer

Auch das Konzept des nordrhein-westfälischen 
Finanzministers Schleußer sieht vor, den Grundfrei­
betrag in seiner bisherigen Form zu erhalten und die­
sen auf 13000 DM für Ledige und 26000 DM für 
Verheiratete anzuheben19. Der Eingangssteuersatz soll

18 Vgl. z.B. „Entlastung nur unterhalb 50000 DM“ , in: Die Welt vom
17. November 1994.
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deutlich auf 25,2% erhöht werden. Im weiteren Verlauf 
steigt der Grenzsteuersatz linear an und erreicht wie 
bisher bei einem zu versteuernden Einkommen von 
120042 DM den Spitzensteuersatz von 53%.

Bei Verwirklichung dieses Vorschlages käme es zu 
einer deutlichen Belastungsverschärfung fü r Ein­
kommen oberhalb von 50000 DM für Ledige bzw. 
100000 DM für Verheiratete. Leistungswillen und 
Investitionsbereitschaft würden sinken mit entspre­
chend negativen Auswirkungen auf Wachstum und 
Beschäftigung. Es hat den Anschein, als sollte es über 
die Anhebung des linear-progressiven Tarifverlaufes 
zur verdeckten Einführung der von der SPD gefor­
derten Ergänzungsabgabe kommen.

Der Vorschlag des Bundes der Steuerzahler

Der Vorschlag des Bundes der Steuerzahler20 orien­
tiert sich an der Überlegung, daß das Einkommen un­
terhalb des Existenzm inimum s keine steuerliche 
Leistungsfähigkeit begründe und folglich aus der 
Steuerbemessungsgrundlage herauszurechnen sei. 
Entsprechend wird vorgeschlagen, einen Grund­
freibetrag in Höhe des Existenzminimums (ab 1996 
mindestens 12000 DM) außerhalb des Tarifs als 
Abzug von der Bemessungsgrundlage einzuführen. 
Das Einkommen jedes Steuerpflichtigen soll zur 
Bestimmung der steuerlichen Bemessungsgrundlage 
vorweg um 12 000 DM gekürzt werden. Damit fiele der 
bisherige Grundfreibetrag innerhalb des Tarifs weg, 
und der Steuertarif würde bei der ersten Mark des zu 
versteuernden Einkommens ansetzen. Zwischen ei­
nem zu versteuernden Einkommen von Null DM bis 
108000 DM steigt der Grenzsteuersatz linear von 
22% auf 53% an. Ab einem zu versteuernden Ein­
kommen von 108 000 DM gilt dann innerhalb der obe­
ren Proportionalzone ein einheitlicher Steuersatz von 
53%. Die Grenze von 108000 DM wurde so gewählt, 
daß der Spitzensteuersatz beim gleichen Einkommen 
(vor Abzug des Existenzminimums) wie beim alten 
Tarif erreicht wird. Gleichzeitig soll der Tarif auf jeweils 
drei Jahre befristet werden, um dann die innerhalb 
dieses Zeitraums erfolgten „heim lichen Steuer­
erhöhungen“ infolge von Inflation an den privaten 
Sektor zurückzugeben.

Der geschätzte Steuerausfall in Höhe von 35 Mrd. 
DM (inklusive Solidaritätszuschlag) soll durch drei 
Komponenten finanziert werden. Erstens wird ge­

20 Karl-Bräuer-Institut des Bundes der Steuerzahler (Hrsg.): Der 
Lohn- und Einkommensteuertarif 1996, a.a.O.; V. S t e r n : Lohn- und 
Einkommensteuertarif 1996 -  Der Vorschlag des Bundes der
Steuerzahler zur verfassungskonformen Neugestaltung, a.a.O.
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schätzt, daß infolge des steuersenkungsinduzierten 
Wachstums die Steuereinnahmen um 7 Mrd. DM stei­
gen. Zweitens sollen Steuervergünstigungen in einem 
Volumen von 9 Mrd. DM abgebaut werden. Drittens ist 
der Bund der Steuerzahler der Auffassung, mehr als 
30 Mrd. DM durch die Begrenzung öffentlicher 
Ausgaben finanzieren zu können.

Der Vorschlag des Bundes der Steuerzahler greift 
einen in der wissenschaftlichen Diskussion vielfach 
erörterten Gedanken auf, das Existenzminimum aus 
der steuerlichen Bemessungsgrundlage auszuklam­
mern21. Bei Umsetzung dieses Vorschlages würde 
sich die Einkommensteuerlast aller Steuerpflichtigen 
verringern.

Dennoch hat der Vorschlag des Bundes der 
Steuerzahler eine Reihe von Nachteilen, die dessen 
steuerrechtliche Umsetzung ausschließen. Erstens ist 
der Ansatz verte ilungspolitisch bedenklich. Ein 
Freibetrag außerhalb des Tarifs hat zur Folge, daß 
wegen der Progressionswirkung m it steigendem 
Einkommen die absolute steuerliche Entlastung zu­
nimmt. Gleichzeitig fällt die Anhebung der tariflichen 
Grenzsteuersätze bei niedrigen Einkommen am stärk­
sten aus. Zweitens, und dies ist entscheidend, ist das 
Konzept gegenwärtig haushaltspolitisch nicht umzu­
setzen. Die Vorschläge zur Gegenfinanzierung sind 
teils vage, teils an das Prinzip Hoffnung gebunden. 
Fraglich ist, ob bei Erhöhung des Eingangs­
steuersatzes sowie einer Verschärfung der Grenz­
belastung kurz- und mittelfristig wachstumsbedingte 
Steuermehreinnahmen zu erwarten sind. Im Zusam­
menhang mit der Erörterung des Vorschlages der 
Einkommensteuer-Kommission wurde bereits erläu­
tert, daß ein steuerlicher Subventionsabbau in der 
vorgeschlagenen Höhe kurzfristig nicht realisierbar 
und, teilweise aus wirtschaftspolitischen Gründen, 
auch gar nicht erwünscht ist. Schließlich muß strikte 
Ausgabendisziplin gegenwärtig vollständig zur Kon­
solidierung der öffentlichen Haushalte genutzt wer­
den, um auch für die Zukunft finanzpolitische Hand­
lungsfähigkeit zu erhalten.

Der Vorschlag des Bundesministeriums der 
Finanzen

Das Freistellungskonzept des Bundesministeriums 
der Finanzen orientiert sich dagegen an den haus­
haltspolitischen Rahmenbedingungen und ermöglicht 
dennoch eine einkommensteuerliche Entlastung für 
jeden Steuerpflichtigen. Eine einfache Anhebung des

!1 Vgl. Literaturverweise in Fußnote 14.
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je tzigen Grundfreibetrages auf das erforderliche 
Niveau von 12000 DM bzw. 24 000 DM ist haushalts­
politisch gegenwärtig nicht zu vertreten. Deshalb sieht 
das Konzept vor, den bisherigen nach § 32 a Abs. 1 
EStG im Einkommensteuertarif enthaltenen Grund­
freibetrag abzuschaffen und durch eine außertarifliche 
Steuerermäßigung zu ersetzen. Diese sogenannte 
Grundentlastung wird bis zu einem zu versteuernden 
Einkommen von 30 000/60 000 DM stufenweise abge­
baut. Hierdurch kann die Entlastungswirkung durch 
die steuerliche Freistellung des Existenzminimums 
vornehmlich auf kleinere Einkommen konzentriert 
werden. Gleichzeitig gewährleistet die Rückführung 
der Grundentlastung eine stetige Überleitung in die 
ta rifliche  Besteuerung. Um eine Belastungsver­
schärfung für Einkommen oberhalb dieser Grenze in­
folge der Nichtteilnahme an zukünftigen Erhöhungen 
des Existenzm inimum s zu vermeiden, sieht der 
Vorschlag vor, den linear-progressiven Tarifabschnitt 
um 0,7 Prozentpunkte abzusenken.

Das Zusammenwirken von Grundentlastung und 
Tarifabsenkung bewirkt, daß bei Einkommen von 
12000 DM bzw. 24000 DM für Ledige bzw. Verhei­
ratete die Steuerbelastung um 100% gesenkt wird, 
während sich für Spitzenverdiener m it einem Grenz­
steuersatz von 53% eine Entlastung von weniger als 
2%  ergibt.

Bei Umsetzung dieses Vorschlages betragen im 
Haushaltsjahr 1996 im Vergleich zum Steuerrecht 
1995 die Steuermindereinnahmen 14,6 Mrd. DM bei 
der Einkommensteuer und 1,1 Mrd. DM beim Soli­
daritätszuschlag. Diese Mindereinnahmen können 
durch strikte  Ausgabendisziplin der öffentlichen 
Haushalte sowie sich gegenwärtig deutlich abzeich­
nende w achstum sbedingte Steuermehreinnahmen 
aufgefangen werden. Bei Verwirklichung dieses Vor­
schlages wird eine steuerliche Entlastung erreicht, 
ohne die finanzpolitische Handlungsfähigkeit der 
Gebietskörperschaften zu gefährden. Zudem können 
bei künftig erforderlichen Anhebungen des steuerfrei 
zu stellenden Existenzminimums die Auswirkungen 
auf die Einnahmen der öffentlichen Haushalte zielge­
nauer gesteuert werden22.

Der Vorschlag hat den Effekt, daß infolge des Ab- 
schmelzens der Grundentlastung bei einem zu ver­
steuernden Einkommen zwischen 12000 DM und 
30000 DM die effektive Grenzsteuerlast über die rein

“  Bei geringem Entlastungsspielraum käme es lediglich zu einer 
Anhebung der Grundentlastung, während bei größerem Steuer­
senkungspotential das Abschmelzen der Grundentlastung gestreckt
bzw. der linear-progressive Tarifverlauf gesenkt werden könnte.
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tarifliche Belastung hinaus steigt. Aus zwei Gründen 
ist eine erhöhte Grenzsteuerlast jedoch zu vertreten. 
Erstens ist kaum zu erwarten, daß eine erhöhte 
Grenzbelastung von bis zu 7 Prozentpunkten negative 
Auswirkungen auf die Leistungsbereitschaft von 
Einkommensbeziehern in diesem Bereich hat, wenn 
man gleichzeitig die hohe Durchschnittsentlastung 
dieser Einkommen berücksichtigt. Zweitens g ibt es im 
Steuerrecht sowie bei der Gewährung von Sozi­
alleistungen eine Reihe ähnlicher Bestimmungen, die 
eine Verringerung bzw. einen Abbau von Entlastungs­
maßnahmen bzw. Transfers bei dem Überschreiten 
von Einkommensgrenzen vorsehen23. Im geltenden 
Recht gibt es also bereits bei der Gesamtbetrachtung 
von Steuern, Sozialabgaben und Sozialtransfers kei­
nen linearen Verlauf der effektiven Grenzbelastung.

Fazit

Die Vorschläge der Expertenkommission und des 
Bundes der Steuerzahler verkennen die finanzpoliti­
schen Realitäten und die Rolle politischer Kompro­
misse bei der Durchsetzung von Gesetzesvorhaben. 
So begründet einzelne Vorschläge zur Gegenfinan­
zierung der höheren Entlastungsvolum ina dieser 
Konzepte aus steuersystematischer Sicht auch sein 
mögen, ihre Durchsetzung wäre im Hinblick auf die 
kurze Frist zur Novellierung des Einkom men­
steuerrechts und unter Berücksichtigung der Zustim­
mungspflicht des Bundesrates mit hoher Sicherheit 
zum Scheitern verurteilt. Damit würde das gesamte 
Vorhaben der steuerlichen Freistellung des Existenz­
minimums gefährdet.

Das Konzept des Bundesm inisterium s der 
Finanzen ist verteilungspolitisch ausgewogen, da 
niedrige Einkommen, die in der Vergangenheit am 
schärfsten von der unzureichenden steuerlichen Frei­
stellung des Existenzminimums betroffen waren, die 
höchste relative und absolute Steuerentlastung erhal­
ten. Dennoch werden alle Steuerpflichtigen entlastet. 
Der Vorschlag trägt den finanzpolitischen Rahmen­
bedingungen Rechnung und erlaubt in Zukunft, je 
nach Entlastungsspielraum, flexible Anpassungen an 
ein inflationsbedingt höher anzusetzendes Existenz­
minimum vorzunehmen.

!3 Als Beispiele seien hier genannt: Einkommensgrenzen bei 
den Abzugsbeträgen nach § 10 e EStG und beim Baukindergeld nach 
§ 34 f EStG; Verringerung von Kindergeld und verkürzte Gewährung 
von Erziehungsgeld ab einem bestimmten Einkommen, einkommens­
abhängige Gewährung von Wohngeld und Ausbildungsförderung. 
Zu den Auswirkungen von Steuern, Sozialabgaben und Sozialtrans­
fers auf die effektive Grenzbelastung von Einkommen vgl. ifo Institut 
für W irtschaftsforschung: Umverteilung in der Bundesrepublik 
Deutschland -  Das Zusammenwirken von Steuern und Sozial­
transfers, Band 2: Modellanalyse des gegenwärtigen Systems, 
München 1988.
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